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Gef etzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 35 | Ausgegeben Danzig, den 11. Juli 1931 


Inhalt. Geſetz zur Anderung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes (S 651). — Dur chführungsbeſtimmungen 
zum Geſetz vom 1. Juli 1931 zur Anderung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes (S. 653). — Dru ckfehlerberichtigung (S. 654). 


101 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Anderung des e 
Vom 1. 7. 1931. 
Artikel l. 
Das Kraftfahrzeugſteuergeſetz in der Faſſung vom 1. April 1929 (G. Bl. S. 59) wird wie folgt 
geändert: 
1. Im $ 2 Nr. 1 wird die Zahl 200 durch 100 erſetzt. 
2. § 4 erhält folgende Faſſung: 
8 § 4. 
(1) Die Steuer beträgt für die Dauer eines Jahres für: 

1. Krafträder (Kraftfahrzeuge, die auf nicht mehr als drei Rädern laufen und deren Eigen⸗ 
gewicht in betriebsfertigem Zuſtande 350 Kilogramm nicht überſteigt) mit Antrieb durch 
Verbrennungsmaſchine 

für je 100 Kubikzentimeter Hubraum oder einen Teil davon 10 Gulden, 
mindeſtens aber 20 Gulden, 
für Krafträder jedoch, die ausſchließlich der Gntscheförneung dienen, nicht über den Betrag der 
Steuer für einen Laſtkraftwagen — ſ. Ziffer 3 — des gleichen Eigengewichts hinaus. a 
Die Steuer erhöht ſich um 20 vom Hundert des vorſtehenden Steuerſatzes für Kraft⸗ 
räder mit Beiwagen. 
2. Perſonenkraftwagen mit Antrieb durch Verbrennungsmaſchine, ausgenommen Kraftomnibuſſe, 


für je 100 Kubikzentimeter Hubraum oder einen Teil davon 15 Gulden. 
Die Steuer ermäßigt ſich bei einem Eigengewicht des ee fer Kraftfahrzeugs bis 
einſchließlich 


750 Kilogramm um 15 vom Hundert, 

1000 Kilogramm um 10 vom Hundert, 

1250 Kilogramm um 5 vom Hundert 
ihres Betrages. 


Die Steuer ermäßigt ſich um weitere 40 v. H. des nach den borſtehen den e 
feſtgeſetzten Betrages für Kraftdroſchken und ſolche Fahrzeuge, die für Kraftfahrſchulen Ver⸗ 
wendung finden. Als Kraftdroſchken gelten Perſonenkraftwagen mit nicht mehr als 8 Sitz⸗ 
plätzen (einſchl. Führerſitz), die der gewerbsmäßigen Perſonenbeförderung nach behördlich 
feſtgeſetzten Taxen dienen. 
3. Kraftomnibuſſe und Laſtkraftwagen mit Antrieb durch Verbrennungsmaſchine für je 
200 Kilogramm Eigengewicht des betriebsfertigen Kraftfahrzeugs oder einen Teil davon 
37,50 Gulden. 


Die Steuer ermäßigt ſich um 10 v. H. des nach der vorſtehenden Beftimmung fetgejebten 
5 Betrages für Kraftomnibuſſe, die dem öffentlichen Verkehr dienen. 


sten Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 19. 7. 1931.) 
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4. elektriſch oder mit Dampf angetriebene Kraftfahrzeuge ſowie Zugmaſchinen ohne Güter⸗ 


laderaum 
für je 200 Kilogramm Eigengewicht des betriebsfertigen Kraftfahrzeugs oder einen Teil 
Dab onß N , ei lden 


(2) Auf Kraftfahrzeuge mit Antrieb durch Verbrennungsmaſchine, die vorſtehend nicht beſonders 
aufgeführt ſind, iſt der Steuerſatz nach Abſ. 1 Nr. 4 anzuwenden. i 

(3) Der Senat iſt ermächtigt, nähere Beſtimmungen darüber zu treffen, unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen Steuerermäßigung Tür Kraftfahrzeuge älterer Bauart gewährt werden kann. 


3. Im § 9 Abſ. 2 wird der Steuerſatz von 375 Gulden durch den Steuerſatz von 250 Gulden 
erſetzt. 


4. Hinter § 9 it als neuer 8 9a einzuſetzen: 
§ 9a 
() Soll ein Laſtkraftwagen mit Antrieb durch Verbrennungsmaſchine einen oder meh⸗ 
rere Anhänger mitführen, ſo iſt dafür eine beſondere Steuerkarte zu löſen. Dies gilt nicht 
für Anhänger an Laſtkraftwagen, die gemäß § 2 von der Steuer befreit ſind. 

(2) Steuerſchuldner iſt, wer für den Laſtkraftwagen Steuerſchuldner iſt. Die Steuer⸗ 
karte berechtigt zum Mitführen eines beliebigen Anhängers an einem beliebigen Laſtkraft⸗ 
wagen des Steuerſchuldners. 

(3) Die Steuer beträgt auf die Dauer eines Jahres 5 
für eine Steuerkarte, die zum Mitführen eines Anhängers berechtigt, 100 Gulden, 
für eine Steuerkarte, die zum Mitführen von zwei Anhängern berechtigt,. . 200 Gulden. 
Für einachſige Anhänger ermäßigt ſich die Steuer auf die Hälfte. 

(4) Die Vorſchriften in SS 5, 6, 7 und 8 Abſ. 4 finden ſinngemäß Anwendung. So⸗ 
lange der Steuerpflichtige der Steuerſtelle nicht angezeigt hat, daß Anhänger nicht mehr 
mitgeführt werden ſollen, gelten die Vorausſetzungen der Steuerpflicht als gegeben. 


5. 8 10 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
„Die Löſung oder Umſchreibung einer Steuerkarte iſt vor der Benutzung des Fahr⸗ 
zeugs, im Falle des Ablaufs der Gültigkeitsdauer einer Steuerkarte vor Ablauf der Gültig⸗ 
keitsdauer bei der Steuerſtelle zu beantragen.“ 


6. S 11 erhält folgenden Wortlaut: 
5 8 

(1) Soweit nach den verkehrspolizeilichen Beſtimmungen für Kraftfahrzeuge eine Zu⸗ 
laſſung oder (für Kleinkrafträder) eine Zuteilung eines polizeilichen Kennzeichens beantragt 
werden muß, darf die Zulaſſungsbehörde den Zulaſſungsſchein oder eine Beſcheinigung über 
die Zuteilung des Kennzeichens erſt aushändigen, wenn die Steuerkarte oder die Beſchei⸗ 
nigung über die Steuerfreiheit vorgelegt wird oder die Steuerſtelle beſtätigt hat, daß den 
Vorſchriften über die Entrichtung der Kraftfahrzeugſteuer genügt iſt. 

(2) Solange ein Kraftfahrzeug der im Abſ. 1 genannten Arten bei der Zulaſſungs⸗ 
behörde nicht abgemeldet oder ein Probefahrtzeichen der Zulaſſungsbehörde nicht zurück⸗ 
geliefert iſt, gelten die Vorausſetzungen der Steuerpflicht als gegeben. Im Falle nicht recht⸗ 
zeitiger Löſung einer neuen Steuerkarte oder nicht rechtzeitiger Entrichtung der Steuer hat 
die Zulaſſungsbehörde auf Antrag der Steuerſtelle die Ablieferung oder Einziehung des 
Zulaſſungsſcheines und die Vernichtung des Dienſtſtempels auf dem Kennzeichen zu bewirken; 
ſobald dies geſchehen, gilt das Fahrzeug als abgemeldet oder das Probefahrtkennzeichen als 
zurückgeliefert. Als Tag der Abmeldung oder Zurücklieferung gilt der von der Zulaſſungs⸗ 
behörde angegebene Tag. 

7. § 12 erhält folgenden Abſatz 2: 

„(2) Die Vorſchriften in Abſ. 1 gelten auch für Steuerkarten, die für das Mitführen 

von Anhängern ($ 9a) zu löſen find.“ 
8. $ 13 wird wie folgt ergänzt: 
a) Abſ. 1 erhält den Zuſatz: 

„Eine Erſtattung oder ein Erlaß findet jedoch nicht ſtatt, wenn die Steuerkarte nur 

für ein Vierteljahr ausgeſtellt worden iſt.“ 


a 
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b) Abſ. 2 erhält den Zuſatz: 

„Erſtattungsfähig ſind jedoch nur diejenigen Zwölftel, die auf die Monate nach dem 

Verlauf des erſten Vierteljahres entfallen. Dieſes gilt auch für den Erlaß noch nicht entrich⸗ 
teter Beträge.“ 


9. Im 8 14 Abſ. 1 iſt hinter den Worten „benutzt werden“ einzufügen: 
„oder ſollen Anhänger (§ 9a) nicht bis zum Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte 
mitgeführt werden“. 

10. a) § 15 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
„Bei Einlegung eines Rechtsmittels wird im de (St. Gr. G. SS 284, 285) 
entſchieden.“ 

b) $ 15 Abſ. 2 wird geſtrichen. 

11. 8 19 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Der Zuſchlag wird für jedes Rechnungsjahr im voraus von dem Senat nach An⸗ 

hörung der Verbände der Steuerpflichtigen feſtgeſetzt; er iſt einheitlich zu bemeſſen und darf 
25 vom Hundert nicht überſteigen.“ 


Artikel II. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1931 in Kraft. Von demſelben Zeitpunkt beträgt der Zu⸗ 
ſchlag bis zum 31. März 1932 zehn vom Hundert. Auf Steuerkarten, deren Gültigkeitsdauer nach 
dem 30. Juni 1931 beginnt, ſind die Vorſchriften dieſes Geſetzes anzuwenden. Steuerkarten, deren 
Gültigkeitsdauer vor dem 1. Juli 1931 beginnt, bleiben bis zu ihrem Ablauf gültig. Erſtattung 
oder Erlaß nicht entrichteter Beträge zu dieſen Steuerkarten ſind jedoch nur in den Grenzen der Ziffer 8 
dieſes Geſetzes zuläſſig. Im Falle der Umſchreibung einer Steuerkarte iſt der Beginn der Gültig⸗ 
keitsdauer der urſprünglichen Steuerkarte maßgebend. Weitere Durchführungsbeſtimmungen erläßt 
der Senat. 

u Artikel IM. 

Ser Senat wird ermächtigt, den Wortlaut des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes neu bekanntzumachen, 
und zwar unter Weglaſſung überholter Vorſchriften mit neuer (fortlaufender) Paragraphenfolge und 
unter dem Datum des 1. Juli 1931. 


Danzig, den 1. Juli 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


102 Durchführungsbeſtimmungen 
zum Geſetz vom 1. Juli 1931 zur Anderung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. 
Vom 1. 7. 1931. i 


Auf Grund des § 4 Abſ. 3 des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 


1. Juli 1931 (G. Bl. S. 651) ſowie Artikel II des letztgenannten Geſetzes wird folgendes beſtimmt: 


I. Die Löſung von Steuerkarten für Anhänger, die an Laſtkraftwagen mit Antrieb durch Ver⸗ 
brennungsmaſchine bereits vor dem 1. Juli 1931 benutzt worden ſind und weiterhin benutzt 
werden ſollen, iſt ſpäteſtens bis zum 1. Auguſt 1931 zu beantragen. Die Steuerpflicht beginnt 
mit dem 1. Juli 1931. i e 
II. Für Kraftfahrzeuge älterer Bauart kann Steuerermäßigung unter folgenden Vorausſetzungen ge⸗ 

währt werden: 
1. Iſt die erſtmalige Zulaſſung eines Perſonenkraftwagens in der Freien Stadt Danzig oder 
in einem der Nachbarſtaaten nicht weniger als fünf Jahre vor Beginn der Gültigkeits⸗ 
dauer der beantragten Steuerkarte erfolgt und iſt zugleich der Motor des Perſonenkraftwagens 
5 Jahre alt, ſo kann auf Antrag, ſofern das Vorhandenſein der beiden Vorausſetzungen 
glaubhaft nachgewieſen iſt, folgende Ermäßigung der nach § 4 Abſ. 1 Nr. 2 errechneten 
Steuer vom Verkehrsſteueramt gewährt werden: 

im Falle der Zulaſſung vor 5 Jahren. . . 20 vom Hundert 

6 


8 7 And ber 0 55 
der insgeſamt richtig e Kraftfahrzeugſteuer. 
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2. Anter denſelben Vorausſetzungen und in demſelben Umfange kann die Steuerermäßigung 
auch für Kraftomnibuſſe gewährt werden, mit der Maßgabe jedoch, daß mit dem Eintritt 
der Ermäßigung dieſer Art die im § 4 Abſ. 1 Nr. 3 vorgeſehene lr von 10 vom 


Hundert fortfällt. 
Danzig, den 1. Juli 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


103 Druckfehlerberichtigung. 


In Nr. 23 des Geſetzblattes vom 10. Juni 1931, enthaltend das eee und 
die Ausführungsbeſtimmungen dazu, ſind folgende Druckfehler zu berichtigen: 

auf Seite 375 im $ 1 iſt ſtatt „Wechſes“ zu ſetzen: „Wechſel“, 1 

95 „ 377 „ $ 15, Zeile 5, iſt ſtatt „Annahmewerk“ zu ſetzen: „Annahmevermerk“, 
„ 378 „ 8 26, Zeile 2, it ſtatt „juriſtiſche Perſonen⸗“ zu ſetzen: „juriſtiſche Perſonen“, 
380 „ $ 8 Abſ. 1, Zeile 2, it ſtatt „Wechſel“ zu ſetzen: „Wechſels“, 

Zeile 2/3, iſt ſtatt „verwenten“ zu ſetzen: „verwendeten“, 

882 8 17 Abſ. 2, Zeile 2, iſt ſtatt „1906“ zu ſetzen: 1190 9% 
„ 383 in Ziff. 1, Zeile 6, iſt ſtatt „ernute“ zu ſetzen: „erneute“ 
55 „ 383 in Ziff. 6, Zeile 3, iſt ſtatt „z. deutſchen“ zu ſetzen: De deutſchen“. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A Schroth in Danzig. 


